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5. Wahlperiode 


Drucksadle Y/ 3672 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Mittelfristige Finanzplanung — Bruttolohnfort- 
zahlung an erkrankte Arbeiter bis zur Dauer von 
sechs Wochen 


Die Annahmen, Zahlen und sonstigen Daten zur fortgeschriebe- 
nen mittelfristigen Finanzplanung, die die Bundesregierung für 
die kommenden Jahre vorgelegt hat, werden durch neue An- 
kündigungen und Forderungen aus den Reihen der Bundesre- 
gierung laufend infrage gestellt, ohne daß die Konsequenzen 
für die der Finanzplanung angeblich zugrunde liegenden politi- 
schen Zielsetzungen gleichzeitig aufgezeigt werden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Entwicklungen ergäben sich bei einer Zugrundele- 
gung der Hypothesen des Arbeitsausschusses der sogenann- 
ten konzertierten Aktion im Falle einer Bruttolohnfortzah- 
lung an erkrankte Arbeiter bei einer entsprechenden Fort- 
schreibung für die Jahre 1969, 1970, 1971 und 1972 im Hin- 
blick auf 

a) die zusätzlichen Beitragseinnahmen (in Millionen DM) 
in der gesetzlichen Rentenversicherung (nach Versiche- 
rungsträgern), 

b) die zusätzlichen Beitragseinnahmen (in Millionen DM) 
in der gesetzlichen Krankenversicherung (nach Kranken- 
kassen), 

c) die zusätzlichen Beitragseinnahmen (in Millionen DM) 
in der Arbeitslosenversicherung, 

d) die zusätzlichen Einnahmen bei der Lohnsteuer (in Mil- 
lionen DM) einschließlich der nicht mehr zu erstattenden 
Beträge beim Jahreslohnsteuerausgleich, 

e) die zusätzlichen Einnahmen bei der Kirchensteuer, 

f) die Einnahmenausfälle bei den Arbeitern durch den ent- 
sprechenden Wegfall des Jahreslohnsteuerausgleichs (in 
Millionen DM), 
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g) die zusätzlichen Einnahmen oder die Ausfälle bei der 
Einkommens- und Körperschaftsteuer? 

2. Welche der hypothetischen Annahmen des Arbeitsausschus- 
ses der sogenannten konzertierten Aktion hält die Bundes- 
regierung für wahrscheinlich oder von welchen anderen 
Daten geht sie aus? 

3. Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu 
ergreifen 

a) bei entsprechenden Steuermehreinnahmen oder Steuer- 
ausfällen, 

b) bei entsprechenden Mehreinnahmen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Hinblick auf die Gestaltung der 
Beitragssätze, 

c) bei entsprechenden Mehreinnahmen in der gesetzlichen 
Krankenversicherung im Hinblick auf die Beitragshöchst- 
sätze, die Beitragsbemessungs- und die Versicherungs- 
pflichtgrenze? 


Bonn, den 19. Dezember 1968 
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